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Unbekannte fahren auf Dach
von Regionalbahn mit
Pfreimd Zwei Menschen sind in der
Oberpfalz auf das Dach einer Regio-
nalbahn geklettert und gut acht Kilo-
meter weit mitgefahren. Wie die Bun-
despolizei mitteilte, hatten sich die
beiden vermummten Passagiere am
Sonntagabend in einem Gebüsch am
Bahnhof Pfreimd (Landkreis
Schwandorf) versteckt und waren auf
den Zug gestiegen. Ein Fahrgast sah
die beiden und meldete sie, der Lok-
führer rief die Polizei. Im nahe gelege-
nen Wernberg sprangen die beiden
bislang Unbekannten dann von der
Bahn und liefen auf den Gleisen in
Richtung Weiden davon. Dabei
durchquerten sie den hüfthohen
Fluss Naab und liefen in ein Maisfeld.
Kräfte der Bundes- und Landespolizei
haben die Verdächtigen verfolgt,
auch ein Polizeihubschrauber und
eine Drohne waren im Einsatz – aller-
dings erfolglos. Wegen der Gleissper-
rung kam es zu Verspätungen von
drei Zügen. Die Bundespolizeiinspek-
tion ermittelt wegen gefährlichen
Eingriffes in den Bahnverkehr. (dpa)

Kurz gemeldet

Cyberangriffe
auf Bayern
nehmen zu

Russland, China,
Nordkorea im Fokus

München Die Zahl der Cyberangriffe
aus Russland, China und Nordkorea
auf bayerische Behörden, kritische
Infrastruktur und Unternehmen
nimmt nach Angaben der Staatsre-
gierung weiter zu. Was politisch mo-
tivierte Angriffe betreffe, seien die
drei Staaten eindeutig Hauptverursa-
cher, sagte Innenminister Joachim
Herrmann (CSU) in München.

Die hybride Bedrohung durch
Spionage, Sabotage, Desinformation
und Cyberangriffe habe ein nie ge-
kanntes Level erreicht, sagte Herr-
mann bei der Vorstellung des diesjäh-
rigen Lageberichts zur Cybersicher-
heit. „Ausländische Nachrichten-
dienste möchten damit Informatio-
nen beschaffen, Einfluss nehmen
oder Sabotage betreiben.“

Die bayerische Polizei hat im ver-
gangenen Jahr insgesamt 49.468 Fälle
von Cyberkriminalität erfasst, wie
Herrmann sagte. Im Vergleich zum
Vorjahr war das ein leichter Anstieg
von 1,7 Prozent, in diesem Jahr ist
demnach kein Rückgang zu erwarten:
„Wir gehen eher von einer weiteren
Zunahme aus.“ Das Spektrum reicht
von Online-Betrug, Erpressung und
Datendiebstahl bis zu den von Herr-
mann genannten politisch motivier-
ten Fällen. Behörden und private Cy-
bersicherheitsdienstleister gehen da-
von aus, dass die Dunkelziffer hoch
ist. Das Landesamt für Sicherheit in
der Informationstechnik hat nach
den Worten von Finanzminister Al-
bert Füracker (CSU) im vergangenen
Jahr 6000 „sicherheitsrelevante Vor-
fälle“ bearbeitet, bei denen Behörden
des Freistaats, Kommunen oder kriti-
sche Infrastruktur ins Visier der Täter
gerieten. Das war ein Anstieg von
zehn Prozent. „Die Angriffe sind
spürbar schneller. Und komplexer ge-
worden“, sagte Füracker.

In wie vielen der von der Polizei er-
fassten Fälle von Cyberkriminalität
die Verdächtigen am Ende identifi-
ziert werden können und bestraft
werden, lässt sich quasi nicht heraus-
finden. Seit 2015 ist eine Zentralstelle
Cybercrime bei der Generalstaatsan-
waltschaft Bamberg angesiedelt, die
sich um die großen Fälle kümmert.
Ansonsten führt die Strafjustiz keine
eigene Statistik zur Cyberkriminali-
tät. 72 Prozent der Täter sitzen laut
Cybersicherheitsbericht im Ausland.
Umso wichtiger sei es, mit Interpol,
Europol und anderen Nachrichten-
diensten zu kooperieren. (dpa)

Kein Grund für höhere Kita-Gebühren?
Der Freistaat gibt zwar mehr Geld für die Betreuung, doch weiß nicht,

ob es für die Eltern teurer wird. Genügend Plätze soll es aber geben.

Von Henry Stern

München Zum Start des neuen Kita-
Jahres am 1. September sieht Bayerns
Sozialministerin Ulrike Scharf (CSU)
keinen Grund für eine Erhöhung der
Elternbeiträge durch die dafür zu-
ständigen Kommunen: „Denn dank
der einseitigen Erhöhung der Kita-
Zuschüsse durch den Freistaat ist die
staatliche Förderung so hoch wie nie“,
erklärt Scharf. Schon in diesem Jahr
bekommen die Kommunen mit rund
drei Milliarden Euro Betriebskosten-
Förderung rund zehn Prozent mehr
Geld. 2029 soll es im Vergleich zu
2025 sogar ein Viertel mehr Förder-
mittel sein. Die Zuschüsse des Frei-
staats könnten also keine Begrün-
dung für höhere Elternbeiträge sein,
bekräftigt Scharf. Sie habe deshalb
„die herzliche Bitte“ an alle Kommu-
nen, „mit den Elternbeiträgen sozial-
verträglich umzugehen“.

Das Thema ist brisant: Denn um
die höheren Kita-Zuschüsse zu finan-
zieren, strich die Staatsregierung
Ende 2025 das bayerische Familien-
geld. Auch ein staatlicher Zuschuss
zu den Elternbeiträgen fällt weg –
laut der Ministerin, um Bürokratie
abzubauen. Alle auf diese Weise ein-
gesparten Mittel sollen aber weiter-
hin den Kitas zufließen.

Kita-Träger und Kommunen be-

grüßen zwar das zusätzliche finan-
zielle Engagement des Freistaats. Al-
lerdings stiegen die Personal- und Be-
triebskosten schneller als der staatli-
che Zuschuss, warnt man dort. Vor al-
lem finanziell klammen Kommunen
bleibe deshalb oft gar nichts anderes
übrig, als die Eltern in der Kita stärker
zu Kasse zu bitten.

Wie viele bayerische Kitas für die
Eltern teurer werden sollen, weiß das
Sozialministerium nicht. Man sei je-
doch im Kontakt mit vielen Kommu-

nen, die höhere Elternbeiträge plan-
ten. Mitunter seien Bürgermeister po-
sitiv überrascht, wie viel Geld mehr
sie vom Freistaat für ihre Kitas be-
kommen werden, berichtet Scharf.
Dies verändere oft auch die Debatte
vor Ort über die Elternbeiträge.

Ohnehin kann Scharf zu Beginn
des Kita-Jahres mit großen Zahlen
aufwarten: Mit mehr als 11.000 Ein-
richtungen gibt es 37 Prozent mehr
Kitas in Bayern, als noch 2010. Dort
werden rund 645.000 Kinder betreut
– ein Anstieg um 42 Prozent seit 2010.
Das Personal wuchs im gleichen Zeit-
raum sogar um 114 Prozent auf gut

129.000 Erzieher, Kinderpfleger und
unterstützende „Teamkräfte“. Der Be-
treuungsschlüssel lag 2025 damit
laut Scharf im Schnitt erstmals bei
weniger als neun Kinder auf eine
Fachkraft.

2027 wird zudem der Fachkräfte-
bedarf an den Kitas – auch dank rund
21.000 Quereinsteigern – erstmals ge-
deckt werden können, hofft die Mi-
nisterin – zumindest rechnerisch.
Denn noch immer gibt es vor allem in
größeren Städten einen
Mangel an ausgebildetem
Personal. Gleichzeitig dro-
hen manchen kleinen Land-
Kitas aufgrund sinkender
Geburtenzahlen die Kita-
Kinder auszugehen. Scharf
gibt für solche Fälle jedoch
eine weitreichende Be-
standsgarantie: Das neu re-
formierte Kita-Gesetz in Bayern er-
mögliche hier flexible finanzielle Lö-
sungen, „damit auch bei rückläufigen
Kinderzahlen kleine Land-Kitas wei-
ter betrieben werden können“, beteu-
ert sie.

Optimistisch ist Ulrike Scharf zu-
dem, dass der mit dem neuen Schul-
jahr geltende Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung für Erstklässler
erfüllt werden kann: Alle Abc-Schüt-
zen, deren Eltern dies wollten, kön-
nen voraussichtlich einen Hort oder
eine Mittagsbetreuung besuchen,

verspricht die Ministerin: „Bisher
können alle Wünsche bedient wer-
den.“ Bis 2029 gilt der Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung dann
schrittweise von der ersten bis zur
vierten Klasse für alle Grundschüler.

Schon im vergangenen Schuljahr
hätten rund 311.000 bayerische
Grundschulkinder Ganztagsangebote
genutzt – rund sechzig Prozent aller
Grundschüler. Die Bereitstellung der
notwendigen Plätze sei zwar „ein

Kraftakt für die Kommu-
nen“, räumt Scharf ein. Der
Freistaat werde aber jeden
zusätzlichen Platz fördern.
Dafür stehen zunächst 461
Millionen Euro zur Verfü-
gung. Weitere 210 Millionen
Euro könnten zudem aus
den Sonderschulden des
Bundes für Umbau, Ausbau

oder Neubaukosten im Zuge des
Ganztagsanspruches verwendet wer-
den. „Der Ganztag ist aus meiner
Sicht eine riesige Chance“, findet
Scharf. Denn die Betreuung auch am
Nachmittag könne die Teilhabe be-
nachteiligter Kinder, den Gemeinsinn
und die Wertevermittlung stärken.
Wie an den Kitas gelte auch in der
Grundschule: „Wer früher fördert,
hilft den Kindern gut ins Leben“, ist
Scharf überzeugt. Das zusätzliche
Steuergeld für die Kinderbetreuung
in Bayern sei deshalb gut investiert.

Gestiegene Kosten
werden nicht
kompensiert.

Mit den jüngst beschlossenen Reformen können laut Bayerns Sozialministerin Ulrike Scharf (CSU) Gebührenerhöhungen in Kindertagesstätten nicht gerechtfertigt
werden. Fotos: Sebastian Gollnow/Peter Kneffel, dpa

Ulrike Scharf

So ein Rummel ums Teufelsrad!
Meinung Vier freizügige Frauenfiguren werben am Oktoberfest für das Fahrgeschäft. Jetzt wurden sie

entschärft: Sexismus-Verdacht. Aber im Namen der Bavaria, wie soll das der guten Sache helfen?

Von Veronika Lintner

Da dreht sich die Debatte mal wieder
im Kreis – bis allen schwindelig wird:
Anstoß nimmt der Skandal an vier
anstößigen Frauen. Knapp waren sie
bekleidet, trugen Dirndl, Sommer-
kleid, Bikini. Die eine kurz vor Busen-
blitzer, die andere so breitbeinig, dass
ihre Unterhose sichtbar war. 80 Jahre
alt sind diese Figuren und gebastelt
aus Pappmaschee. Sie hingen seit
Jahrzehnten über dem Eingang zum
Teufelsrad auf dem Münchner Okto-
berfest. Aber jetzt, 2026, fand die
Gleichstellungsstelle der Stadt: Sexis-
mus! Schluss damit! Und die Betrei-
ber des Kreisel-Fahrgeschäfts folg-
ten: Sie haben die 80-jährigen Frauen
jetzt übermalt, ihre Röcke verlängert
und ihnen Radlerhosen angezogen.
Im Namen der Bavaria: Wie bitte? Das

fragen sich jetzt viele Wiesn-Fans.
Wie und wem soll die Pinselei denn
helfen? Und damit haben sie recht.

Ein gefundenes Fressen, solche
Aktionen – vor allem für Grantler, die
sich in ihrer Wut auf die Linken und
„Woken“ bestätigt fühlen: „Drehen
die jetzt völlig ab?“ Doch nicht nur
CSU, auch SPD und selbst die Grünen
im Münchner Stadtrat nehmen Ab-
stand: Das war keine gute Idee. Na-
türlich brennt diese Frage, wo be-
ginnt Sexismus? Frau hat hübsch zu
sein, soll Dekolleté zeigen, aber auch
Engel bleiben. Über solche elendigen
Uralt-Klischees ließe sich ja streiten.
Aber die Wiesn plagt doch ein ande-
res Problem, ein ernsteres: Statt Frau-
enfiguren zu verhüllen, sollten alle
Kräfte härter gegen Täter vorgehen.

Jedes Jahr zählt die Polizei bis zu
80 Sexualdelikte auf der Wiesn, Frau-
en werden begrapscht, belästigt, ge-

gen ihren Willen angegraben. Und
Schlimmeres. 350 Frauen suchten im
Jahr 2025 Hilfe bei der Aktion „Siche-
re Wiesn“. Bei allem Respekt vor sol-
chen Bemühungen: Das allein reicht
nicht, um Täter zu stoppen. Es bleibt
eine Frage der Zivilcourage, für jeden

Besucher. Eingreifen, widersprechen,
Schwächeren helfen, alle miteinan-
der. Denn Belästigung gehört doch
nicht zur Tradition. Das weiß man in-
zwischen auch beim Teufelsrad, das
selbst immer wieder Tatort war. Frau-
en setzten sich auf den Kreisel – und
Gaffer filmten ihnen heimlich unter
den Rock. Ekelhaft, erbärmlich.

Doch sich jetzt an Werbefiguren
auszutoben, ist nur Symbolpolitik.
Im schlimmsten Fall landet die mora-
lische Botschaft bei den Frauen
selbst: Kleidet euch keusch, für eure
Sicherheit. Aber Täter-Opfer-Um-
kehr, nein danke! Mit Bekleidungsre-
geln für Rummelplatzfiguren ist
überhaupt nichts gewonnen, im
Kampf gegen Sexismus. Damit über-
zeugt man keinen Grantler – und
auch nicht den Rest der Zivilgesell-
schaft, die sich bald wieder auf der
Wiesn trifft.

Die korrigierten Figuren: vorher freizü-
gig (rechts), nachher sittsam (links).
Foto: Victoria Bonn-Meuser, Sven Hoppe, dpa
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